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Von wegen Freiwillige Feuerwehr - 

           Brandschutz ist Pflichtaufgabe der Gemeinde 
 

 

Sie nennen sich       „Freiwillige Feuerwehr“, 
 in der Großgemeinde Grävenwiesbach gibt es davon 6, in jedem 
Ortsteile eine. Sie erfüllen eine Pflichtaufgabe der Gemeinde. 
 
Gemäß dem Hessisches Gesetz über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den 
Katastrophenschutz (HBKG) ist die Gemeinde Grävenwiesbach, wie alle Gemeinden in 
Hessen gemäß § 2 Aufgabenträger für den Brandschutz und die überörtliche 
Allgemeine Hilfe verantwortlich.  
 
Siehe auch: 
                                                        §2 HBKG 
Aufgabenträger 
(1) Aufgabenträger sind 
1. die Gemeinden für den Brandschutz und die Allgemeine Hilfe, 
2. die Landkreise für den überörtlichen Brandschutz und die überörtliche Allgemeine Hilfe, 
3. das Land für die zentralen Aufgaben des Brandschutzes und der Allgemeinen Hilfe, 
4. das Land, die Landkreise und die kreisfreien Städte für den Katastrophenschutz. 
 
(2) Die Gemeinden und Landkreise erfüllen ihre Aufgaben nach Abs. 1 Nr. 1 und 2 als 
Selbstverwaltungsangelegenheiten. 
 

(3) Alle Dienststellen, Einheiten und Einrichtungen sowie deren Träger haben bei der 
Gefahrenabwehrzusammenzuarbeiten. Insbesondere haben sie sich unverzüglich 
gegenseitig über Vorgänge zu unterrichten, deren Kenntnis für die Aufgabenerfüllung der 
anderen Dienststellen, Einheiten und Einrichtungen bedeutsam erscheint. 
 

Die Pflichtaufgaben der Gemeinde Grävenwiesbach ergeben sich aus 
 
                                                         § 3 HBKB 
Aufgaben der Gemeinden 
(1) Die Gemeinden haben zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Brandschutz und in der 
Allgemeinen Hilfe 
1. in Abstimmung mit den Landkreisen eine Bedarfs- und Entwicklungsplanung zu 
erarbeiten, fortzuschreiben und daran orientiert eine den örtlichen Erfordernissen 
entsprechenden leistungsfähige Feuerwehr aufzustellen, diese mit den notwendigen 
baulichen Anlagen und Einrichtungen sowie technischer Ausrüstung auszustatten und zu 
unterhalten, 
2. für die Ausbildung und Fortbildung der Feuerwehrangehörigen zu sorgen, 
3. Alarmpläne und Einsatzpläne für den Brandschutz und die Allgemeine Hilfe aufzustellen, 
fortzuschreiben und, soweit dies erforderlich ist, untereinander abzustimmen, 
4. für eine den örtlichen Verhältnissen angemessene Löschwasserversorgung zu sorgen, 
5. Notrufmöglichkeiten und Brandmeldeanlagen einzurichten, an die zuständige Zentrale 
Leitstelle anzuschließen, Funkanlagen zu beschaffen und zu unterhalten sowie die Warnung 
der Bevölkerung sicherzustellen, 
6. den Selbstschutz der Bevölkerung und die Brandschutzerziehung zu fördern. 
 

(2) Die Gemeindefeuerwehr ist so aufzustellen, dass sie in der Regel zu jeder Zeit und an 
jedem Ort ihres Zuständigkeitsbereichs innerhalb von zehn Minuten nach der Alarmierung 
wirksame Hilfe einleiten kann. 



 
(3) Für die kreisfreien Städte gilt darüber hinaus § 4 Abs. 1 Nr. 4, 5 und 6 entsprechend. 

 

Gemäß den gesetzlichen Bestimmungen muss die Gemeinde eine 
öffentliche Feuerwehr einrichten, näheres ergibt sich aus: 
 
                                                       § 7 HBKB 
Aufstellung der Gemeindefeuerwehren 
(1) Öffentliche Feuerwehren sind gemeindliche Einrichtungen. Für jede Gemeinde muss eine 
öffentliche Feuerwehr vorhanden sein. In den Ortsteilen sollen Ortsteilfeuerwehren bestehen. 
Sie führen als rechtlich unselbständige Einrichtungen einer Gemeinde deren Namen. 
Ortsteilfeuerwehren dürfen einen Zusatz mit der Bezeichnung des Ortsteils führen. Die 
Vorschriften des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 16. Dezember 1969 
(GVBl. I S. 307), 8 zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juni 1978 (GVBl. I S. 420), in der 
jeweils geltenden Fassung, bleiben unberührt. 
 
(2) Städte mit mehr als 100 000 Einwohnerinnen und Einwohnern müssen Einheiten aus 
hauptamtlichen Feuerwehrangehörigen aufstellen (Berufsfeuerwehr). Sie sollen durch 
Einheiten aus ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen (Freiwillige Feuerwehr) ergänzt 
werden. 
 
(3) Andere Städte können eine Berufsfeuerwehr aufstellen. Das für den Brandschutz und die 
Allgemeine Hilfe zuständige Ministerium kann nach Anhörung einer Stadt die Aufstellung 
einer Berufsfeuerwehr anordnen, wenn dies in der Stadt durch die Ansiedlung besonders 
brand- oder explosionsgefährdeter Betriebe, die Art der Bebauung oder wegen anderer 
besonderer Gefahren erforderlich ist. 
 
(4) Städte ohne Berufsfeuerwehr können Feuerwehreinheiten mit hauptamtlichen 
Feuerwehrangehörigen aufstellen. 
 

(5) In Gemeinden ohne Berufsfeuerwehr ist die öffentliche Feuerwehr als Freiwillige 
Feuerwehr aufzustellen. In Gemeinden mit Ortsteilen kann für jeden Ortsteil eine 
Freiwillige Feuerwehr gebildet werden. Soweit Freiwillige hierfür nicht zur Verfügung 
stehen, sind die erforderlichen Personen zum ehrenamtlichen Feuerwehrdienst nach 
§ 10 Abs. 3 heranzuziehen (Pflichtfeuerwehr). 
Für besondere Aufgaben können hauptamtliche Bedienstete eingestellt werden. 
 
(6) Die Feuerwehren dürfen nur genormte Ausrüstung verwenden. Ausnahmen sind mit 
Zustimmung des für den Brandschutz und die Allgemeine Hilfe zuständigen Ministeriums 
oder einer von ihm bestimmten Stelle zulässig, wenn sie unter Berücksichtigung der 
Wirtschaftlichkeit, im Interesse der technischen Weiterentwicklung oder wegen des 
besonderen Verwendungszwecks erforderlich sind. 
 
 
 

Alle Bürgerinnen und Bürger der Gemeinde 
Grävenwiesbach sollten froh sein, dass wir in den 
Ortsteilfeuerwehren noch so viele freiwillige Angehörige in 
den Einsatzabteilungen haben. 
Sollte dies einmal nicht mehr der Fall sein, verweise ich auf 
§ 10, Abs. 3, wonach alle Einwohner zwischen 18 und 50 
Jahren bis zu 10 Jahre zum Pflichtfeuerwehrdienst  
herangezogen werden könne. 



 
 
 

Nähere Einzelheiten ergeben sich aus: 
 
                                                             § 10 HBKB 
Ehrenamtliche Feuerwehrangehörige 
(1) Die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehren sind freiwillig und ehrenamtlich im Dienst 
einer Gemeinde tätig. Die Gemeinde unterstützt und fördert die ehrenamtlich Tätigen, die 
ihren Dienst unentgeltlich leisten. 
 
(2) In den ehrenamtlichen Feuerwehrdienst dürfen nur Personen aufgenommen werden, die 
das 17. Lebensjahr vollendet haben. Der Feuerwehrdienst endet mit der Vollendung des 60. 
Lebensjahres. Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, kann die Feuerwehrdienstzeit auf 
Antrag der oder des ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen über das vollendete 60. 
Lebensjahr hinaus um eine bestimmte Frist, jedoch nicht länger als bis zum vollendeten 62. 
Lebensjahr hinausgeschoben werden. Der Antragsteller hat sich vor der Entscheidung über 
die Verlängerung der Feuerwehrdienstzeit einer ärztlichen Untersuchung zu unterziehen. Die 
Entscheidung trifft die Gemeinde. 
 

(3) Alle Einwohnerinnen und Einwohner vom vollendeten 18. Lebensjahr bis zum 
vollendeten 50. Lebensjahr können bis zu einer Gesamtdauer von zehn Jahren zum 
ehrenamtlichen Dienst in der Gemeindefeuerwehr herangezogen werden. 
Ausgenommen sind Personen, deren Freistellung im öffentlichen Interesse liegt, und 
Angehörige von Organisationen und Einrichtungen, soweit der Dienst in diesen 
Organisationen und Einrichtungen von dem für den Brandschutz und die Allgemeine 
Hilfe zuständigen Ministerium als Ersatz für den Feuerwehrdienst anerkannt worden 
ist. 
 
(4) Die Bildung von Ehren- und Altersabteilungen für nicht aktive Feuerwehrangehörige ist 
zulässig. 
 
(5) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen dürfen nur Einsatzdienst leisten, wenn sie 
hierzu geistig und körperlich in der Lage sind. Sie haben sich auf Aufforderung der 
Gemeinde einer ärztlichen Untersuchung zu unterziehen. 
 
(6) Feuerwehrangehörige, die Führungsfunktionen ausüben, sollen nicht gleichzeitig aktives 
Mitglied anderer Organisationen, anderer Einrichtungen oder Angehörige anderer 
Dienststellen sein, die neben der Feuerwehr eingesetzt werden können. 
 
(7) Vereine oder Verbände zur Förderung des Feuerwehrgedankens sollen von den Trägern 
des Brandschutzes gefördert und können finanziell unterstützt werden. 
 
 

Fazit dieses Berichtes ist, dass die Freiwilligen Feuerwehren mit 
ihren freiwilligen Angehörigen in den Einsatzabteilungen die 
Gemeinde und damit ihre Bürgerinnen und Bürger davor bewahren, 
gemäß § 10, Abs. 3 HBKB zu einem Pflichtdienst herangezogen zu 
werden. 
Aus meiner Sicht, sollten alle Hausbesitzer/innen Mitglied in den 
Feuerwehrvereinen sein, denn die Feuerwehrvereine unterstützen 
zusätzlich zu der Gemeinde die Einsatzabteilungen finanziell bei der 
Beschaffung von Schutzkleidung und Ausrüstung und stehen auch 
sonst mit Rat und Tat zur Verfügung (siehe die vielen 



Eigenleistungen bei den Neu- oder Umbauarbeiten der 

Feuerwehrgerätehäusern). 
 


